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 Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl am 24.9.2017 

Der Koordinierungsrat säkularer Organisationen (KORSO e.V.) setzt sich für die Interessen des konfessionsfreien Teils der Bevölkerung ein. Ihm gehören zehn Mitgliedsorganisationen an. Der KORSO fordert die volle Gleichbehandlung der Konfessionsfreien und ihrer Gemeinschaften mit Religionsgemeinschaften. Er legt dabei Wert auf die weltanschauliche Neutralität des Staates. 

Die Politik stand in der Vergangenheit den Anliegen der Konfessionsfreien oft gleichgültig oder konzeptlos gegenüber, obwohl es sich schon seit Jahren um die größte Gruppe in der weltanschaulich pluralen Gesellschaft der Gegenwart handelt. Im Folgenden werden einige weltanschauungspolitisch relevante Themenfelder angesprochen. 

Der jeweilige programmatische Zugang Ihrer Partei zu diesen Themen kann zur Wahlentscheidung interessierter Bürgerinnen und Bürger beitragen. Wir bedanken uns für eine sorgfältige Beantwortung unserer Fragen und werden die gesammelten Antworten an unsere Mitgliedsorganisationen weiterleiten und veröffentlichen.
1. Weltanschauliche Neutralität des Staates

Der Staat ist die Heimstatt aller Bürger und hat gleichen Abstand zu allen weltanschaulichen Bekenntnissen zu wahren. 

Wie stehen Sie zu expliziten Gottesbezügen in Verfassungen und Schulgesetzen? Wie stehen Sie zu religiösen Symbolen in Gerichtssälen, Amtsstuben und Schulräumen?

Andreas Jung (CDU): Das Grundgesetz steht nach seiner Präambel unter der Überschrift der „Verantwortung vor Gott und den Menschen“. Das Verhältnis von Kirche und Staat in Deutschland beruht auf einer langen und gesellschaftlich tief verwurzelten Tradition. In Deutschland gibt es eine wohlwollende Neutralität des Staates gegenüber den Kirchen, doch keine rigorose Trennung. Kirchen und Staat sind autonom und unabhängig voneinander. Aber: Sie wirken partnerschaftlich zusammen. Die Kirchen hatten und haben große Bedeutung für unser Gemeinwesen. Unser Staat, unser Grundgesetz, unsere ganze Gesellschaft beruhen zu einem großen Teil auf christlichem Gedankengut und der jüdisch-christlichen Wertetradition. Dazu gehören zum Beispiel auch der Schutz der Sonn- und Feiertagsruhe und unsere über viele Jahrhunderte gewachsene Festtagskultur. Die Bedeutung der religiösen Wurzeln für unseren Staat haben die Mütter und Väter unseres Grundgesetzes dadurch hervorgehoben, dass sie den bereits erwähnten Gottesbezug in der Präambel verankert haben. Zugleich ist die Freiheit anderer Bekenntnisse durch Artikel 4 Grundgesetz garantiert. Die konkrete Ausgestaltung ist durch Gesetzgebung und richterliche Rechtsprechung geregelt.
Tobias Volz (SPD): Das Grundgesetz sagt eindeutig: „Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden.“ Diese Vorgabe ist entscheidend.  Die Formulierung in der Präambel, wonach das Grundgesetz im „Bewußtsein der Verantwortung vor Gott und den Menschen“ erarbeitet wurde, verstößt nicht gegen dieses Prinzip. Auch das Erziehungsziel der baden-württembergischen Landesverfassung, wonach die Jugend in einem Bezug zur Religiosität zu erziehen sei, ist so auszulegen, dass das Prinzip der Religionsfreiheit beachtet wird. Auch nicht-gläubige Menschen sollten Ehrfurcht vor Gott entwickeln, indem sie religiöse Grund-Überzeugungen ihrer Mitmenschen achten.  Ich teile die Auffassung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, wonach das Kruzifix ein religiöses Symbol darstellt. Wird es lediglich im Klassenzimmer aufgehängt, hat es keinen wirklichen Einfluss auf Schüler und Unterricht. Daher wird der Grundsatz der Religionsfreiheit dadurch nicht gefährdet. Für Gerichtssäle gilt gleiches.
Simon Pschorr (die Linke): Ich stehe dem äußerst skeptisch gegenüber. Glaubens- und Gewissensfreiheit Art. 4 I, III GG erzwingen staatliche Neutralität. Dies bedeutet für mich auch, Symbole der Sympathie oder Affiliation mit einem Glauben – welchem auch immer – zu unterlassen, um keine Verbindung zwischen Staat und Religion bzw. Staat und Kirche herzustellen. Gerade in der Verfassung, die zur Garantie der bürgerlichen Freiheit diese Neutralität erzwingt, sind religiöse Anklänge fehl am Platz und führen immer wieder zu Missinterpretationen der Verfassungswertungen. Insbesondere hat keine Glaubensüberzeugung einen Leitcharakter für den deutschen Staat – es gibt keine „christlich-jüdische Wertegemeinschaft“, die zugleich zum Ausschluss Andersgläubiger oder Nichtgläubiger führen würde. Dies anzuerkennen ermöglicht erst, Glaubensfreiheit in Gänze zu leben.

Martin Schmeding (Bündnis 90/Die Grünen): Niemand darf wegen seiner Religion oder Weltanschauung diskriminiert oder bevorteilt werden – diesen Grundsatz nehmen wir als Bürgerrechtspartei ernst. Deshalb sehen wir religiöse Symbole in staatlichen Gebäuden kritisch. Es gibt keine Bestrebungen, die Präambel des Grundgesetzes zu ändern. Die historisch bedingte Gotteserwähnung in der Präambel gibt oder nimmt niemandem etwas. Sie ist weder eine pro-christliche noch eine anti-atheistische Auslegungsmaxime und begründet keine Staatsreligion.

Tassilo Richter (FDP): Wir Freie Demokraten verteidigen die Glaubens- und Gewissensfreiheit. Die Freiheit, einen religiösen Glauben persönlich zu leben und öffentlich zu bekennen oder dies nicht zu tun, gehört zu unseren Grundsätzen. Daher darf der Staat aus unserer Sicht keine Definitionshoheit über religiöse Werte in der Gesellschaft beanspruchen oder einzelne religiöse Traditionen privilegieren. Religiöse Symbole wie das Kruzifix im Klassenraum oder im Gerichtssaal lehnen wir ab. Ein generelles Verbot der Verschleierung im öffentlichen Raum lehnen wir ab. Es muss jedoch gewährleistet sein, dass die Personen identifiziert werden können und ihre jeweiligen Pflichten erfüllen können. Religiöse Erziehungsziele widersprechen unserer Auffassung von Religionsfreiheit. Gottesbezüge in den Präambeln von Verfassungen halten wir für problematisch, wenn sie exklusiv formuliert werden. Eine rechtliche Bindungskraft der Präambeln erkennen wir nicht.
Walter Schwaebsch (AFD): Weltanschauliche und religiöse Bekenntnisse sind auch Teil der Kultur eines Landes. Deshalb haben christliche Grundwerte auch Einklang in die Verfassung in Deutschland gefunden. In diesem Zusammenhang sind christliche Symbole sichtbare Zeichen der Identität und deshalb auch Bestandteil von schulischen Räumlichkeiten und Ämtern.

Armin Kabis (die Partei): Ob religiöse Symbole in öffentlichen Stätten eine Daseinsberechtigung besitzen, ist in allererster Linie nicht die Entscheidung eines irdenen Gesetzgebers; diese Frage fällt einzig in die Zuständigkeit des Allmächtigen. Jedoch vertreten wir die Position, dass solche Symbolik durchaus angebracht ist, zumal in vielen dieser Gesetzestexte auch Passagen ohne Gottesbezug vorkommen. So bewahrt der Staat seine Neutralität im Spannungsfeld zwischen Atheismus und Religion.
2. Rechtlicher Status weltanschaulicher Organisationen 

Der Status der Körperschaft des öffentlichen Rechts (K.d.ö.R.) setzt die Gewähr der Dauer voraus und bietet weitreichende Binnenautonomie im Rahmen eines historisch gewachsenen Privilegienbündels.

Halten Sie den K.d.ö.R.-Status für Kirchen und Religionsgemeinschaften in der weltanschaulich pluralen, individualisierten Gesellschaft für zukunftsfähig? Welche Schritte zu einer weitergehenden Trennung von Staat und Kirche, von öffentlicher und religiöser Sphäre streben Sie an? Wie stehen Sie zu Konkordaten und zu Staatsverträgen mit religiösen, aber auch mit nichtreligiösen Gemeinschaften?

Andreas Jung (CDU): Das Religionsverfassungsrecht in Deutschland hat sich bewährt. Es bietet umfangreiche Möglichkeiten, mit denen Religionsgemeinschaften ihre Aufgaben erfüllen können. Der K.d.ö.R.-Status ist kein Privileg der christlichen Kirchen, sondern steht allen Religionsgemeinschaften offen, die die entsprechenden Voraussetzungen erfüllen.
Tobias Volz (SPD): Der rechtliche Status der Körperschaft des öffentlichen Rechts ermöglicht es den Religionsgemeinschaften, ihre inneren Angelegenheiten eigenverantwortlich zu regeln. Jeder Mensch soll selbst entscheiden, ob er einer Religionsgemeinschaft angehören will. Staatsverträge oder Konkordate klären die Rechtsverhältnisse zwischen Bund und Ländern sowie den Religionsgemeinschaften, sie werden auch weiterhin notwendig sein.
Simon Pschorr (die Linke): Der kirchenrechtliche Sonderstatus religiöser Gemeinschaften ist in der kollektiven Glaubensfreiheit ihrer Mitglieder verwurzelt und hat hierin ihre Legitimation. Weiter darf dieser Status allerdings nicht gehen: Ein Sonderrecht für den kirchlichen Arbeitgeber außerhalb des echten Nuntius-Auftrags, also der religiösen Mission, darf es nicht geben. Wenn Ärzte in katholischen Krankenhäusern aufgrund ihrer Wiederverheiratung einfach so gefeuert werden dürfen, wird Arbeitnehmerschutz ad absurdum geführt. Das hat nichts mit Glaubensfreiheit zu tun!

Staat und Kirche sind in Deutschland rechtlich weitgehend getrennt, jedoch gibt es in vielen Bereichen eine faktische Verflechtung. Diese muss beendet werden – schon indem staatliche Unterstützung für Religionsgemeinschaften eingestellt wird. Ich möchte die Abschaffung des Kirchensteuerprivilegs. Es kann nicht sein, dass der Staat die hohen Kosten für das Eintreiben eines Mitgliedsbeitrags übernimmt. Jeder andere Verein muss das selbst tun.

Konkordate und Staatsverträge mit Gesetzeswirkung sind anachronistisch, jedoch Teil des rechtlichen status quo. Ich glaube, wir sollten insbesondere die Gültigkeit sehr alter Dekrete überdenken – aber manchmal bringen diese auch Gutes: Beispiel Kirchenasyl.

Martin Schmeding (Bündnis 90/Die Grünen): Der säkulare Staat muss den Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften gegenüber neutral sein und organisatorisch prinzipiell von ihnen getrennt sein. Das bedeutet aber kein Kooperationsverbot. Wir möchten das historisch gewachsene kooperative Modell weiterentwickeln. Das beinhaltet an einigen Stellen – wie beispielsweise beim Umgang mit Staatsleistungen – auch eine stärkere Entflechtung von Religionsgemeinschaften und Staat.

Der Status der Körperschaft öffentlichen Rechts ist verfassungsrechtlich vorgesehen. Er betont die wichtige Rolle, die Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften im und für das Gemeinwesen spielen können. Voraussetzung dafür ist, dass sie die fundamentalen Verfassungsgüter, die Grundrechte Dritter sowie die Grundprinzipien des freiheitlichen Religionsverfassungsrechts anerkennen. Wir fordern zudem, dass – analog zu den gestiegenen Anforderungen an staatliche Transparenz – religiöse Körper​schaften des öffentlichen Rechts sowohl ihre Vermögen als auch die Einnahmen und Ausgaben offen legen.
Tassilo Richter (FDP): Wir Freie Demokraten setzen uns für die Religionsfreiheit und die Gleichbehandlung von Kirchen-, Religions- und Weltanschauungs​gemeinschaften ein. Wir halten am geltenden Kooperationsprinzip fest, nach dem Staat und Religionsgemeinschaften je eigenständig und zugleich im Sinne des Gemeinwohles aufeinander bezogen sind. Der Status als Körperschaft des öffentlichen Rechts für Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften ist in einer vielfältiger werdenden Gesellschaft nur dann zukunftsfähig, wenn er allen Gemeinschaften in gleicher Weise offen steht.
Wo dies möglich erscheint und gewünscht wird, halten wir Verträge mit Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften für sinnvoll. Dabei halten wir mehrere Bedingungen für notwendig: Die Regelungen sind so präzise wie möglich zu formulieren. Die Verträge dürfen nicht hinter verschlossenen Türen ausgehandelt werden. Die Parlamente und die Öffentlichkeit müssen einbezogen werden. Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften müssen bei Verträgen gleichbehandelt werden. Kooperation in Einzelfragen (bspw. beim Religionsunterricht) müssen von der Repräsentation getrennt betrachtet werden - faktische Alleinvertretungsansprüche einzelner Gemeinschaften lehnen wir ab. Die Verträge müssen kündbar sein und dürfen keine Ewigkeitsklauseln enthalten.

Sowohl beim Körperschaftsstatus als auch beim Abschluss von Verträgen lehnen wir eine Einflussnahme aus dem Ausland durch die Finanzierung religiöser Vereine und Einrichtungen ab, wie zum Beispiel durch die Türkei und Saudi-Arabien in Bezug auf bestimmte Moscheegemeinden.
Walter Schwaebsch (AFD): Der den Kirchen zugebilligte Sonderstatus der Körperschaft des öffentlichen Rechts geht auf den Weimarer Kirchenkompromiss von 1919 zurück. Damit werden von staatlicher Seite Religionsgemeinschaften begünstigt, die den Staat im Sinne der Bildung und Erhaltung eines Wertekanons unterstützen und ihrerseits das staatliche Gewalt- und Strafmonopol anerkennen. Dies bedeutet aber, dass sich die Kirchen keinesfalls über die staatliche Gesetzgebung erheben dürfen, in dem sie sich beispielweise im Rahmen des „Kirchenasyls“ durch selbstbestimmte moralische Prinzipien anmaβen, den Rahmen der gesetzlichen Handlungsweise zu verlassen. 

Generell bedürfen Staatsverträge und Konkordate der periodischen Überprüfung und bei Bedarf entsprechender Korrekturen. Das historisch gewachsene und nicht mehr der Realität des Landes entsprechenden “Privilegienbündel“ muss entsprechend korrigiert werden.
Armin Kabis (die Partei): Staat und Kirche müssen getrennt werden, was bedeutet, dass die Kirchen vom Staat als eigenständige Mächte akzeptiert werden müssen. Im Zuge dieser Säkularisierung müssen die kirchlichen Würdenträger ihre Autoritäten und Befugnisse des 16. Jahrhunderts zurückerhalten. Religiöse Oberhäupter und weltliche Politiker zu trennen bedeutet ein ausgewogenes Kräfteverhältnis beider Seiten: Trennung zwischen Staat und Kirche ist erst dann vollzogen, wenn der Papst dem Bundeskanzler den Kirchenbann aussprechen und der Bundeskanzler dem Papst den Krieg erklären kann; erst dann ist sichergestellt, dass es sich um vollständig disjunkte Akteure handelt.
3. Direkte historische Staatsleistungen 

Artikel 138 WRV verlangt seit fast 100 Jahren ein Rahmengesetz zur Ablösung der historisch bedingten, direkten Staatsleistungen der Länder an die beiden großen Kirchen, die sich 2016 auf über eine halbe Milliarde Euro summiert haben.
 Finden Sie es gerechtfertigt, dass z. B. Bischofsbezüge und -Pensionen weiterhin vom Staat finanziert werden? Welche Schritte werden Sie unternehmen, um die Ablösung solcher Leistungen zu befördern?
Andreas Jung (CDU): In den Bundesländern existieren vollkommen unterschiedliche Gegebenheiten. Innerhalb der bestehenden Spielräume wurden in einigen Bundesländern bereits einzelne Staatsleistungen einvernehmlich mit den Kirchen abgelöst. Das zeigt: Die Klärung dieser Frage ist Ländersache.
Tobias Volz (SPD): Den direkten Staatsleistungen der Länder an die Kirchen stehen zahlreiche direkte und indirekte Leistungen der großen Kirchen an unser Gemeinwesen gegenüber. Vor einer Änderung der Verhältnisse sollte sorgfältig zwischen Nutzen und Kosten abgewogen werden.

Simon Pschorr (die Linke): Nein. Die LINKE fordert die sofortige Streichung der finanziellen Unterstützung der Kirchen. Der Staatshaushalt wird es uns danken.

Martin Schmeding (Bündnis 90/Die Grünen): Wir wollen den seit 1919 nicht umgesetzten Verfassungsauftrag endlich entschlossen umsetzen. Dazu fordern wir, dass durch die Bundesregierung unverzüglich eine Expertenkommission eingesetzt wird, die eine Gesamtübersicht über die Staatsleistungen anfertigt und Vorschläge für eine entsprechende Ablösungs-Gesetzgebung unterbreitet. Außerdem fordern wir den Bund und die Länder auf, in konkrete Gespräche einzutreten.

Parallel dazu sollte ein Dialog mit der Deutschen Bischofskonferenz und dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland begonnen werden, um möglichst zügig die erstrebten Ablösungen der Staatsleistungen umsetzen zu können. Zusätzlich und unabhängig davon wollen wir auf Vertrag beruhende Ablösungen vorantreiben und die entsprechenden Rahmenbedingungen dafür schaffen. Hier sind die Länder zuständig.

Tassilo Richter (FDP): Vor allem als Ausgleich für Säkularisationen in früheren Jahrhunderten erhalten einzelne Religionsgemeinschaften regelmäßige Staatsleistungen. Im Wissen um den entschädigungsartigen Charakter der Staatsleistungen unterscheiden wir diese von Subventionen, die sinnvoll beispielsweise zur Förderung sozialer Aktivitäten der Religionsgemeinschaften gewährt werden. Den grundgesetzlichen Auftrag zur Ablösung der Staatsleistungen nehmen wir ernst und verlieren ihn bei allen verfahrensrechtlichen Schwierigkeiten nicht aus den Augen. Dabei sind wir der Überzeugung, dass die Ablösung nur im Konsens mit den Religionsgemeinschaften gelingen kann.

Walter Schwaebsch (AFD):  Die historisch bedingten, direkten Staatsleistungen der Länder an die beiden großen Kirchen sind nicht länger haltbar und muss dementsprechend endlich geändert werden. 

Es ist keinesfalls gerechtfertigt, dass Bischofsbezüge und -Pensionen sowie weitere Leistungen wie Dienstwagen mit Chauffeur etc. vom Bürger bezahlt werden. Für diese politisch bedingten Vergünstigungen und dem damit etablierten Sonderstatus der Kirchenfürsten müssen die Kirchen in Zukunft selbst aufkommen. Diese Problematik muss in den entsprechenden Bundestagsausschüssen angesprochen und entsprechende Änderungen veranlasst werden.

Armin Kabis (die Partei): Die Wiedereinführung des Zehnts, der Ablassbrief​handel und obligatorische Frondienste am Hofe des Klerus sind einige Beispiele für Reformen, welche staatlich finanzierten Bezügen geistlicher Würdenträger Abhilfe schaffen könnten.

4. Staatlicher Kirchensteuereinzug 

Im internationalen Vergleich stellt der staatliche Kirchensteuereinzug in Deutschland eine Besonderheit dar. Artikel 137(6) WRV schreibt ihn nicht vor, sondern regelt nur den Datenzugang.
 Halten Sie ein anderes Modell der Kirchenfinanzierung für sinnvoll? Werden Sie mit Kirchenvertretern darüber verhandeln? Wie sehen Sie den Eintrag der Konfessionszugehörigkeit auf der Lohnsteuerkarte im Hinblick auf den Schutz persönlicher Daten?
Andreas Jung (CDU): Alle Religionsgemeinschaften, die Körperschaft des öffentlichen Rechts sind, haben das Recht, von ihren Mitgliedern Kirchensteuern zu erheben (Art. 140 Grundgesetz in Verbindung mit Art. 137 Absatz 6 Weimarer Reichsverfassung). Der katholischen und den evangelischen Kirchen in Deutschland das Recht auf Kirchensteuer zu verweigern, weil andere Religionsgemeinschaften dieses Recht nicht wahrnehmen, wäre falsch. Irrig ist in diesem Zusammenhang der bisweilen geäußerte Vorwurf, der Staat erbringe eine unentgeltliche Leistung für die Kirchen, indem er die Kirchensteuer durch die Landesfinanzbehörden einziehe. Denn: Für die Verwaltung der Kirchensteuer durch die Landesfinanzbehörden entrichten die Religionsgemeinschaften eine Verwaltungskosten-entschädigung an die Bundesländer. 

Das Recht der Kirchen und Religionsgemeinschaften, ihre eigenen Angelegenheiten autonom zu ordnen, muss ebenso gewahrt bleiben wie ihre Freiheit, ihrem Verkündigungsauftrag in der Gesellschaft nachzukommen. Die Kirchensteuer dient dazu, die Unabhängigkeit und Handlungsfähigkeit der Kirchen zu erhalten. Indem sie von Spenden weitgehend unabhängig bleiben und langfristig planen können, ist gewährleistet, dass sie ihre vielfältigen Dienste für die Gesellschaft – die auch weit über den Kernbereich der Glaubensvermittlung in den sozialen Bereich hineinreichen – auch zukünftig aufrechterhalten können. Aus diesem Grund treten CDU und CSU dafür ein, das System der Kirchensteuer beizubehalten. 

Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden, dass jeder Einzelne grundsätzlich selbst über die Weitergabe und Verwendung seiner personenbezogenen Daten bestimmen kann (sog. informationelle Selbstbestimmung). Das Bundesverfassungsgericht hat jedoch auch verdeutlicht, dass dieses Grundrecht nicht grenzenlos ist. Einschränkungen sind hinzunehmen, wenn hierfür eine normenklare gesetzliche Rechtsgrundlage besteht und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beachtet wird. Angaben zur Religionszugehörigkeit sind besonders sensibel. Religionsfreiheit umfasst auch das Recht, keinen Glauben zu haben oder seine religiösen Überzeugungen zu verschweigen. Ein Fragerecht nach der Zugehörigkeit zu einer Religions​gesellschaft ist jedoch legitim, wenn davon z. B. Rechte und Pflichten abhängen. Dies gilt auch für die Erhebung von Kirchensteuern, an denen der Staat aufgrund der verfassungsrechtlichen Bestimmungen mitwirkt. Diese verfassungs​rechtliche Verpflichtung kann nach höchstrichterlicher Rechtsprechung zu einer Einschränkung der Glaubens- und Bekenntnisfreiheit führen und legitimiert die Erhebung der Mitgliedschaft zu einer Religionsgemeinschaft im Rahmen des Lohnsteuerverfahrens.

Tobias Volz (SPD): Es ist Sache der Kirchen, ob sie von Ihren Mitgliedern Steuern erheben. Sie sollten sie auch selbst eintreiben. Wir haben drängendere Fragen des Datenschutzes zu klären als den Eintrag der Konfessionszugehörigkeit.

Simon Pschorr (die Linke): Wie bereits oben geschrieben: Ich bin ein strikter Gegner der Kirchensteuer. Es ist dringend nötig, die Finanzierung signifikant zu ändern. Meines Erachtens sollte dies über ein Beitragssystem der Mitglieder finanziert werden – der Einzug muss aber die Kirche selbst stemmen, so wie in vielen anderen Ländern der Erde. Dies wird eine zentrale Aufgabe meiner Arbeit im Bundestag. Die Angabe der Konfessionszugehörigkeit auf der Lohnsteuerkarte würde sich damit erledigen und müsste schon aus europäischen Datenschutzerwägungen getilgt werden.

Martin Schmeding (Bündnis 90/Die Grünen): Das Bundesverfassungsgericht hat das Kirchen- bzw. Gemeindesteuersystem als verfassungskonform bestätigt. Politisch gibt es aus unserer Sicht gute Gründe für wie gegen die Kirchensteuer. Wir wollen jedenfalls den aktuellen Kirchensteuereinzug so reformieren, dass Gleichbehandlung und Datenschutz gewährleistet sind, z.B. durch kircheneigene Kirchensteuerämter oder dadurch, dass weder Arbeitgeber noch Kreditinstitute persönliche Daten über die Konfessionszugehörigkeit aus Lohnsteuerkarte oder Kapitalertragsteuer erfahren dürfen.

Tassilo Richter (FDP): Wir Freie Demokraten befürworten das aktuelle Modell des staatlichen Kirchensteuereinzugs. Staatliche Neutralität setzen wir Freie Demokraten nicht mit Laizismus gleich. Im Gegenteil: Grundsätzlich bieten wir allen Religionen und Weltanschauungen eine Kooperation an, damit auch diese und ihre Anhänger sich in die Gesellschaft gleichberechtigt einbringen können. Wir stehen zu Art. 140 des Grundgesetzes, der auf die einschlägigen Paragraphen der Weimarer Reichsverfassung verweist.

Datenschutz ist uns Freien Demokraten sehr wichtig. Wir wollen, dass die Bürgerinnen und Bürger Verfügungsgewalt über auf ihre Person bezogenen Daten haben. Niemand soll sie gegen deren Willen nutzen können („Opt-In“). Dazu braucht es Transparenz: Jeder muss wissen, wer, wann und warum personenbezogene Daten speichert und darauf zugreift. Wer entschieden hat, staatlichen oder privaten Stellen Zugriff auf sie zu geben, muss auch weiterhin die Kontrolle behalten („Auskunftsrecht“). Es muss überprüfbar sein, ob sich die Nutzer an die rechtlichen Rahmenbedingungen halten. Die Konfessionszugehörigkeit auf Lohnsteuerkarten halten wir vor diesem Hintergrund nicht für problematisch.

Walter Schwaebsch (AFD):  In einem angeblich säkularen Staat kann es nicht sein, dass staatliche Organisationen wie Finanzbehörden für die Kirchen „Steuern“ erheben und diese automatisch vom Gehalt abbuchen. Die Kirchen müssen in Zukunft die Beiträge von ihren Mitgliedern selbst erheben. Natürlich muss dies den Vertretern der Kirchen, trotz des zu erwartenden heftigen Widerstands, deutlich gemacht und durchgesetzt werden. Eine Konfessionszugehörigkeit hat auf der Lohnsteuerkarte nichts zu suchen.

Armin Kabis (die Partei): Der Eintrag auf der Lohnsteuerkarte wäre nicht notwendig, wenn es eine verbindliche Staatsreligion für alle gäbe. Die RELIGION ist der favorisierte Kandidat hierfür. Wenn es nur noch eine Glaubensrichtung für alle gibt, stellen sich derlei Probleme gar nicht erst.

5. Kirchliches Arbeitsrecht 

Die Regelungen des sog. „Dritten Wegs“ sehen den besonderen Tendenzschutz im Rahmen einer Dienstgemeinschaft vor. Zu den beobachtbaren Folgen gehören Einschränkungen beim Streikrecht und Kündigungen aufgrund der sexuellen Orientierung oder einer Wiederverheiratung (katholische Kirche).

Wie bewerten Sie die Reichweite des kirchlichen Kündigungsrechts in nicht verkündigungsnahen Bereichen? Halten Sie es für gerechtfertigt, dass Caritas und Diakonie (mit zusammen über einer Million Beschäftigten) vom Betriebsverfassungsgesetz ausgenommen sind?
Andreas Jung (CDU): Das kirchliche Selbstbestimmungsrecht – auch im Hinblick auf die Ausgestaltung von Dienst- und Arbeitsverhältnissen im kirchlichen Raum – ist grundgesetzlich geschützt. Es ist Sache der Kirchen, aus ihrem theologischen Verständnis heraus zu regeln, wie sie ihre inneren Verhältnisse ordnen, welche Anforderungen an die Person eines Stelleninhabers zu stellen sind und welche Rechte und Pflichten mit der Stelle verbunden sind. Durch richterliche Entscheidungen wurde dieses Recht wiederholt bestätigt und konkret ausgelegt. Wir sehen in diesem Zusammenhang keinen gesetzgeberischen Handlungs​bedarf.
Tobias Volz (SPD): Der Tendenzschutz geht im kirchlichen Arbeitsrecht eindeutig zu weit. Insbesondere die katholische Kirche agiert als Arbeitgeber problematisch, wenn selbst Arbeitsverträge mit wieder verheirateten Reinigungskräften gekündigt werden. Hier besteht Änderungsbedarf.

Simon Pschorr (die Linke): Ich bin Arbeitsjurist und habe selbst mit den Auswirkungen des Dritten Weges zu tun gehabt. Diese Einrichtung ist einer demokratischen Gesellschaft unwürdig. Aufgrund der Ausnahmen von Tarif und Betriebsverfassung können die kirchlichen Träger in vielen Bereichen konkurrenzlos niedrige Löhne zahlen – bis zu 33 % niedriger als andere nichtstaatliche Träger. Das ist Wettbewerbsverzerrung! Im Übrigen sei auf die hohen Preise der kirchlichen Anbieter den Kommunen und Nutzern gegenüber hingewiesen. Wer Lohndumping betreibt, und dies leider auch noch verfassungsgerichtlich abgesegnet, der kann die Gewinne nicht einfach skrupellos einstecken dürfen. Dies gilt besonders für die Gemeinschaften, die sich als karitativ und zugewandt bezeichnen. Gegenüber den Mitarbeitern ist keine Nächstenliebe zu spüren.

Martin Schmeding (Bündnis 90/Die Grünen): Das besondere Arbeitsrecht für Beschäftigte in Kirchen und in Betrieben kirchlicher Träger enthält deutliche Beschränkungen der Rechte von Arbeitnehmer*innen im Vergleich zu Beschäftigten in Einrichtungen nichtkirchlicher Träger. Durch Änderung von § 9 Abs. 1 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes und von Art. 4 Abs. 2 der arbeitsrechtlichen EU-Antidiskriminierungsrichtlinie wollen wir die Ausnahmen für die Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften enger fassen und auf den Bereich der Verkündigung beschränken. Koalitionsfreiheit und Streikrecht wollen wir als soziale Grundrechte für Arbeitnehmer*innen auch in Betrieben in kirchlicher Trägerschaft gewährleisten, denn beides ist nach unserer Überzeugung mit einem Tendenzschutz und dem kirchlichen Recht auf Selbstordnung und Selbstverwaltung vereinbar. Wir fordern daher die Überprüfung des Regelungsgehalts von § 112 Personalvertretungsgesetz und § 118 Abs. 2 Betriebsverfassungsgesetz mit dem Ziel, den generellen Ausschluss von Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften und deren karitativen und sozialen Einrichtungen aus dem Wirkungsbereich dieser beiden Gesetze zu beenden.

Tassilo Richter (FDP): Für Freie Demokraten ist die grundgesetzlich geschützte Religionsfreiheit ein hohes Gut. Das Selbstbestimmungsrecht der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften umfasst auch das Recht bestimmte berufliche Anforderungen eigenständig festzulegen. Dieses Selbstbestimmungsrecht ist ebenfalls verfassungsrechtlich garantiert (Art. 140 GG i.v.m. Art. 137 Abs. 3 Weimarer Reichverfassung). Für die Sonderrechte außerhalb des Verkündungsbereiches setzen wir Freie Demokraten auf den Dialog mit Kirchen, Gewerkschaften und anderen gesellschaftlichen Beteiligten, mit dem Ziel, dass die Interessen der Beschäftigten hinreichend berücksichtigt werden. Hierbei sind insbesondere die Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschrechte aus dem Jahr 2010 zu berücksichtigen.

Walter Schwaebsch (AFD):  Arbeitsrechtliche Ausnahmeregelungen und Sonderbestimmungen zugunsten der Kirchen widersprechen dem verfassungs​mäβigen Grundrecht der Gleichbehandlung. Das Arbeitsrecht hat in vollem Umfang auch für die Kirchen zu gelten. Gleichwohl muss es den Kirchen, wie anderen Arbeitgebern auch, überlassen sein wen und unter welchen Voraussetzungen sie einen Mitarbeiter anstellen. Es ist natürlich keinesfalls gerechtfertigt, dass Arbeitgeber wie Caritas und Diakonie vom Betriebsverfassungsgesetz ausgenommen sind.

Armin Kabis (die Partei): Hierbei handelt es sich um eine vielschichtige und komplexe Thematik. Aber die Wege des Herrn sind unergründlich. Wenn das Arbeitsrecht schlecht wäre, hätte Gott es in seiner unendlichen Weisheit ja nicht so eingerichtet. Also keine Panik, alles in Butter!

6. Weltanschauliche Trägervielfalt 

Kinderbetreuungs- und Sozialeinrichtungen, Senioren- und Pflegeheime werden im Sinne des Subsidiaritätsprinzips oft in freier Trägerschaft betrieben. Viele dieser Einrichtungen sind kirchlich geprägt, werden aber weit überwiegend öffentlich finanziert. 

Sehen Sie die Notwendigkeit, in allen Teilen Deutschlands nichtreligiöse Trägerschaften sicherzustellen bzw. zu fördern, die dem konfessionsfreien Anteil der Bevölkerung entsprechen? Wie begegnen Sie dem Wunsch nach einem ausreichenden Angebot an weltanschaulich neutraler Früherziehung und Betreuung?

Andreas Jung (CDU): In Deutschland gibt es bereits heute sowohl kirchlich geprägte, wie auch weltanschaulich neutrale Träger von sozialer Arbeit. Wir unterstützen ihre Tätigkeit in der Fürsorge und Wohlfahrtspflege gleichermaßen. Zudem legen wir Wert darauf, dass ihre Angebote Angehörigen aller Religionen und Weltanschauungen offen stehen.
Tobias Volz (SPD): Ich kann keine großen Unterschiede zwischen katholischen, evangelischen oder kommunalen Kindertagesstätten oder Pflegeheimen mehr erkennen. Insofern besteht kein Handlungsbedarf, nichtreligiöse Träger zu fördern. Allerdings gilt gerade in den Bereichen, die fast ausschließlich öffentlich gefördert werden, dass der Tendenzschutz nicht angewandt werden kann. Hier sind Rechtsänderungen dringend notwendig.

Simon Pschorr (die Linke): Dies würde sich mit der Abschaffung des Dritten Weges außerhalb des Kernbereichs der kirchlichen Sendung von Selbst ergeben. Die kirchlichen Träger schaffen es nur aufgrund des Lohndumpings, in Ausschreibungsverfahren die günstigsten Preise anzubieten – und verlangen damit immer noch weit mehr als die eigenen Bereitstellungskosten. Unabhängig von der vergaberechtliche Perspektive sehe ich es aber auch als wichtig an, religionsfreie Kindertages-, Kindergarten-, Schul- und Krankenhauseinrichtungen zu gewährleisten. Für die Nachfragenden muss es eine Möglichkeit geben, den Grenzen religiöser (Be-)Handlungsweise auszuweichen. Besonders im medizinischen Bereich kommt es hier immer wieder zu Konflikten – ich sage nur Abtreibung.

Martin Schmeding (Bündnis 90/Die Grünen): Wohlfahrtspflege und Daseinsvorsorge sind staatliche Aufgaben, die an gemeinnützige und privatwirtschaftliche Organisationen delegiert werden. Wir begrüßen das soziale Engagement von Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften in diesem Bereich, wollen aber, dass deren Angebot aus Gründen der Wahlfreiheit der Nutzerinnen und Nutzer nur einen Teil der Grundversorgung darstellt. Wir begrüßen und unterstützen Konzepte zur kultursensiblen und pluralistischen Fortentwicklung der Wohlfahrtspflege und treten dafür ein, dass den Menschen möglichst eine Vielfalt an Angeboten zur Verfügung steht.

Tassilo Richter (FDP): Wir Freie Demokraten fordern, dass freie Träger weniger als bislang durch politische Entscheidungen gefördert werden, sondern stärker durch die tatsächlichen Bedarfe und Interessen vor Ort. Im Bereich der Bildung fordern wir deshalb, dass staatliche, kommunale und Bildungseinrichtungen in freier Trägerschaft pro Kind den gleichen Betrag erhalten, damit die Eltern nicht nur die freie Wahl zwischen verschiedenen öffentlichen Angeboten, sondern auch zwischen öffentlichen und freien Trägern haben. Der Gegenwert dieser Bildungsgutscheine kann sich nach Lebensalter, zeitlichem Umfang der wöchentlichen Betreuung sowie bei besonderem pädagogischen Betreuungsbedarf unterscheiden. Dadurch wird die Trägerlandschaft vielfältiger und nichtreligiöse Angebote werden in der Fläche gestärkt. Auch in anderen Bereichen wie der Altenpflege und der Krankenbetreuung setzen wir uns für eine Trägervielfalt ein, in der private Anbieter mit öffentlichen in einem fairen Wettbewerb stehen - das wird auch regionalen Unterschieden bezüglich der Konfessionszugehörigkeit gerecht. Bei der Vergabe von Projekten oder Standorten auf kommunaler Ebene wollen wir darauf achten, dass das Angebot vielfältig ist und die Bürgerinnen und Bürger ein ihnen entsprechendes Angebot vorfinden.

Walter Schwaebsch (AFD):  Zusätzlich zu den kirchlich geprägten Einrichtungen sollten bei Bedarf auch nichtreligiöse Trägerschaften gefördert werden, aber nicht in Verbindung mit Quotensystemen. Was bedeutet „weltanschaulich neutrale Früherziehung und Betreuung“ und wie sollte diese gestaltet sein? Deutschland ist christlich geprägt und das Grundgesetz legt demokratische Prinzipien auf Basis der Grund- und Freiheitsrechte der Bürger fest. Diese „Weltanschauung“ muss natürlich ein wesentlicher Bestanteil der Früherziehung sein.
Armin Kabis (die Partei): Das regelt der Markt. Wer zuerst kommt, mahlt zuerst. Haben Sie Vertrauen in uns, wir regeln das schon.
7. Wertebildende Schulfächer
Die weltanschaulichen Wertefächer sind landesspezifisch geregelt, Art. 7(3) GG schreibt Religionsunterricht an öffentlichen Schulen als ordentliches Lehrfach fest.
Wie begegnen Sie dem Wunsch nach einem integrativen Werte- oder Ethikunterricht, der die Schülerschaft nicht nach Konfessionen trennt? Wie sehen Sie die Aussichten für eine Umwandlung des konfessionellen Religionsunterrichts in einen übergreifenden Religionskundeunterricht? Wie stehen Sie zu weltanschaulichen Schulfächern in säkularer Trägerschaft, etwa Humanistische Lebenskunde oder Freireligiösen Unterricht?
Andreas Jung (CDU): Entsprechend der Ordnung des Grundgesetzes treten wir für einen konfessionellen Religionsunterricht ein, den die Bundesländer – mit Ausnahme Berlins und Bremens – als Pflichtfächer anbieten. Obligatorischer Ethikunterricht ist aus unserer Sicht kein Ersatz für den konfessionellen Religionsunterricht. Denn in diesem Fall würde die Weitergabe von Werte-und Orientierungswissen nicht mehr mit Bezug auf eine konkret praktizierte Religion erfolgen. Auch der obligatorische Ethikunterricht nach dem Muster Berlins, der den Religionsunterricht zur fakultativen Ergänzung werden lässt, wird von der CDU kritisch hinterfragt. Schließlich vermittelt auch ein vermeintlich bekenntnisneutraler Werteunterricht in Wahrheit ein Bekenntnis – ein tatsächlich atheistisches Bekenntnis, welches bei der Normierung von Moral auf religiöse Rückbezüge bewusst verzichtet. 
Ein pragmatischer, lebensnaher Ansatz ist demgegenüber das Modell eines konfessionellen, aber kooperativen Religionsunterrichts zwischen den christlichen Kirchen, wie er beispielsweise in Baden-Württemberg praktiziert wird. Im November 2016 legte die Bischofskonferenz hierzu Empfehlungen für eine intensivere katholisch-evangelische Zusammenarbeit vor, in denen mehr solcher Absprachen angeregt und Mindeststandards definiert werden. Wir werden auch in Zukunft an der besonderen Bedeutung eines bekenntnis​orientierten Religionsunterrichts in Abgrenzung zum Ethikunterricht festhalten.

Tobias Volz (SPD): Es hat sich bewährt, dass Religionsunterricht unter staatlicher Aufsicht in den Schulen stattfindet. Dies muss auch für den Islam gelten. Mit ist es lieber, Kinder lernen in Schulen Grundzüge des Glaubens ihrer Eltern kennen, als bei religiösen Eiferern gleich welchen Glaubens. Religiöse und weltanschauliche Toleranz muss auch Gegenstand des Religionsunterrichts sein.

Simon Pschorr (die Linke): Ein integrativer Unterricht wäre für mich erstrebenswert, aber ist nach Verfassungslage schwierig umzusetzen. Schon aufgrund der immer stärker werdenden religiösen Konflikte der letzten Monate wäre das Erlernen von Toleranz gegenüber dem Fremden eine Kernkompetenz, die wahrscheinlich nur in der Schule gelehrt werden könnte. Wenn wir allerdings akzeptieren, dass es eine Verfassungsänderung bräuchte, um eine übergreifenden Religionskundeunterricht anzubieten, ist es zumindest zwingend, zu gewährleisten, dass es für AtheistInnen und andere konfessionslos lebende Menschen auch eine Beschulungsmöglichkeit gibt. Hierzu wäre ein entsprechendes Fach einzurichten, dass mit einer verfassten Humanistischen Anschauungsgemeinschaft ausgestaltet werden könnte. Der allgemeine Ethikunterricht sollte dagegen neben dem Religionsunterricht verpflichtend gemacht werden – als die verfassungsrechtlich zulässige Basis für das Erlernen von Toleranz.

Martin Schmeding (Bündnis 90/Die Grünen): Nach Art. 7 Abs. 3 Grundgesetz ist Religionsunterricht als reguläres Lehrfach der Regelfall. Dem gleichgestellt ist der Weltanschauungsunterricht. Die genaue Organisation liegt in der Kompetenz der Bundesländer. Dementsprechend werden Konzepte und Ideen bezüglich des Religions- und Weltanschauungsunterrichts wie auch des Ethikunterrichts in den Ländern für die jeweilige landesspezifische Situation entwickelt.

Tassilo Richter (FDP): Es obliegt dem Landesgesetzgeber, ob und in welcher Form Religionsunterricht an öffentlichen Schulen angeboten wird. Dabei haben sich in den Ländern sehr unterschiedliche Konzepte und Unterrichtsformen herausgebildet. Diese sehr heterogenen Verhältnisse führen dazu, dass sich auch die politischen Landesverbände eine eigene, auf die jeweilige Landesschulgesetzgebung bezogene Position erarbeiten müssen. Religionsunterricht im Allgemeinen muss nach den Vorgaben unserer Verfassung auch der deutschen staatlichen Schulaufsicht unterliegen. Grundsätzlich halten wir Freie Demokraten die Wahlfreiheit und Selbstbestimmung von Schülerinnen und Schülern und Eltern für ein hohes Gut, das auch im Rahmen der Schulgesetzgebung Beachtung finden muss. Eine aktive Informationspolitik seitens der Schulen halten wir für eine Selbstverständlichkeit. Wir unterstützen den Ansatz, dass dem von dem Glaubensgemeinschaften getragenden Religionsunterricht eine adäquate Wahlalternative gegenüber gestellt wird - in vielen Ländern gibt es bereit seit vielen Jahren erfolgreiche Varianten wie Ethikunterricht in Mittel- und Oberstufe.

Walter Schwaebsch (AFD):  Wenn wir für jede Religion und für solche die sich dafür halten, ein eigenes Unterrichtsfach erlauben würden, hätte dies an den Schulen chaotische Folgen. Wir leben in Deutschland und unser Land ist "noch" christlich geprägt. So sollte der Unterricht für nicht-christliche Religionen wie bisher frei, d.h. auβerhalb der Schule gestaltet werden. Wem die christliche Grundhaltung nicht passt, wie etwa den Muslimen, sollte in islamische oder andere Länder zurückkehren. 

Das Fach Religionsunterricht unter Berücksichtigung von Werte- oder Ethikaspekten sollte beibehalten werden.

Armin Kabis (die Partei): Im Gegenteil, vielmehr sollten auch andere Fächer nach weltanschaulichen Spezifika getrennt werden. Beispielsweise sollte der Sozialkundeunterricht untergliedert werden in Liberalen und Sozialistischen Sozialkundeunterricht. Musikunterricht muss nach Genres sortiert werden. Deutschunterricht nach Dialekten. Nur so können bestehende Denkmuster auf ewig in den Köpfen festgefahren werden. Bei uns ist kein Platz für neue Ideen, bis die alten restlos aufgebraucht sind.

8. Öffentliche Trauer- und Gedenkkultur 

Die Kirchen sind bewährte Partner eines kulturspezifischen Ritenangebots. Die Gesellschaft ist jedoch religiös plural und zu einem wachsenden Anteil nichtreligiös geworden.
 Setzen Sie sich dafür ein, dass öffentliche Trauer- und Gedenkveranstaltungen entweder weltanschauungsübergreifend (z.B. durch mehrere gleichberechtige Sprecher bzw. Gestaltungselemente) oder aber strikt weltanschauungsneutral durchgeführt werden?

Andreas Jung (CDU): Heute leben in Deutschland Angehörige zahlreicher Religionen: Christen und Juden, Muslime, Hindus und Sikhs, Buddhisten, Bahais und viele andere. Sie können sich frei entfalten und ihren Glauben leben, soweit und solange dies mit unserer Rechtsordnung vereinbar ist. Wir ermutigen alle zum interreligiösen Dialog und zum gemeinsamen Eintreten für unser Land. 

Pauschale Regelungen für die Durchführung von Veranstaltungen, in denen religiöse Fragen eine Rolle spielen, lehnen wir ab. Vielmehr muss abhängig von jeder Veranstaltung entschieden werden, ob – und falls ja – in welcher Form religiöse Aspekte in einer Veranstaltung berücksichtigt werden sollen. Dies beinhaltet auch, dass Elemente unterschiedlicher oder auch mehrerer Religionen einfließen können. Ein vollständiger Verzicht auf religiöse Elemente würde dem Bedürfnis vieler Menschen hierauf widersprechen und wird von uns nicht befürwortet.

Tobias Volz (SPD): Es gibt keine wirkliche Alternative zur kirchlichen Trauer- und Gedenkkultur, weil die Kirchen wie Sie zu recht schreiben, hier bewährte Partner sind.

Simon Pschorr (die Linke): Ich denke, dass aufgrund der gesellschaftlichen Verbrämung von Trauer und Gedenken eine weltanschauungsneutrale Feierlichkeit heute noch nicht möglich wäre. Aber: Das entbindet uns nicht von der Neutralitätsverpflichtung. Diese kann und muss durch gemeinschaftliche Riten unter Einbeziehung aller Religionen und Weltanschauungen gewahrt werden. Dies würde meines Erachtens die kulturelle Einheit in Vielfalt Deutschlands stärken.

Martin Schmeding (Bündnis 90/Die Grünen): Wir setzen uns dafür ein, die öffentliche Gedenk- und Trauerkultur zu überprüfen, die bisher oft an die beiden großen christlichen Kirchen delegiert wird. Wir wollen eine öffentliche Debatte darüber anstoßen, wie die Belange anderer religiöser und weltanschaulicher Gemeinschaften und die Belange religions- oder weltanschauungsgemeinschaftsfreier Menschen berücksichtigt werden können.
Tassilo Richter (FDP): Wir Freie Demokraten setzen uns für eine religiös-weltanschauliche Öffnung der öffentlichen Trauer- und Gedenkkultur ein. Dabei sollen zuvorderst die Bedürfnisse der von den jeweiligen Ereignissen Betroffenen berücksichtigt werden.

Walter Schwaebsch (AFD):  Deutschland ist durch die Kultur des christlichen Abendlandes geprägt. Dies sollte in öffentlichen Trauer- und Gedenkveranstaltungen weiterhin zum Ausdruck kommen.

Armin Kabis (die Partei): Auch dieses Problem erübrigt sich durch eine gesetzlich verordnete Staatsreligion. Die Differenzen zwischen verschiedenen Religionsgemeinschaften können überwunden werden, indem wir die Differenzen zwischen verschiedenen Religionsgemeinschaften abschaffen. Keine große Sache.

9. Pluralitätssensible Medienpolitik

Bei den Sendeinhalten sind kirchennahe Positionen und in den Medienräten sind kirchliche Vertreter immer noch weit stärker repräsentiert, als es der schleichenden Auflösung ihres früheren Wertemonopols entspricht.
Was werden Sie unternehmen, um die Repräsentanz säkularer Positionen und säkularer Kräfte in den öffentlichen Medien zu stärken?

Andreas Jung (CDU): Die Unabhängigkeit der Medien ist eine tragende Säule unserer Demokratie. Die Freiheit der Medien ist zu Recht grundgesetzlich garantiert (Art. 5 GG). 

Bei sämtlichen öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland gibt es Gremien, die die Allgemeinheit vertreten und die mit der Programmkontrolle beauftragt sind. Bei der ARD und ihren Anstalten ist dies der Rundfunkrat, beim ZDF der Fernsehrat, beim Deutschlandradio der Hörfunkrat. Sie setzen sich aus verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen zusammen und bilden so die Vielfalt der Gesellschaft ab. Dabei entsenden von Naturschutz​verbänden über Wohlfahrtverbände, Gewerkschaften und Arbeitgeber bis hin zu Kirchen unterschiedlichste Organisationen Vertreter in diese Gremien. Dazu kommen auch staatliche Stellen, beispielsweise die Länder und der Bund. 

Politiker und Vertreter der Zivilgesellschaft können aufgrund des Art. 55 GG nur in den oben genannten Gremien der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und den Gremien der privaten Sender ihre Anregungen und Kritik äußern. Diese Anregungen sind jedoch immer nur als eine Bitte an den Sender zu verstehen und haben keinen bindenden Charakter.

Tobias Volz (SPD): Wenn die Staatsverträge der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten geändert werden, müssen wir über die Struktur der Aufsichtsgremien als Ganzes nachdenken. Die Kirchen sind nicht die einzigen gesellschaftlich-relevanten Gruppen, die dort überrepräsentiert sind, während die Nutzer gar nicht vorkommen.

Simon Pschorr (die Linke): Ja, indem ich mich für die Schwächung religionsnaher Einflusspersonen in den Medien einsetze. ARD und ZDF sein keine Propagandasender – weder für staatliche Inhalte, noch für eine irgendwie geartete Leitkultur und erst Recht nicht für religiöse Indoktrination von egal welcher Seite.

Martin Schmeding (Bündnis 90/Die Grünen): Wir treten für eine Besetzung der Rundfunk- und Fernsehräte ein, in der sich die heutige gesellschaftliche, religiöse und weltanschauliche Pluralität Deutschland widerspiegelt. Dabei sind die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zur Staatsferne unbedingt zu beachten. Die Konzepte hierzu sind vor allem auf Landesebene zu entwickeln.

Tassilo Richter (FDP): Auch wenn die beiden großen Kirchen Mitglieder verloren haben, gehören sie dennoch zu den mitgliederstärksten Organisationen in Deutschland. Ihren Öffentlichkeitsanspruch haben deutsche Parlamente regelmäßig betont. Gleichwohl muss der öffentlich finanzierte Rundfunk die Bevölkerung in ihrer gesamten Vielfalt widerspiegeln. Eine ausreichend pluralistische Besetzung der Medienräte halten wir daher für notwendig. Insgesamt fordern wir Freie Demokraten eine Neudefinition des Auftrages des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, verbunden mit einer Verschlankung. Die Gebührenzahlerinnen und Gebührenzahler sollen aber keine Doppelstrukturen finanzieren, wie sie bei 60 eigenständigen Hörfunkprogrammen unvermeidbar und bei sich ähnelnden Sendungen im Fernsehen offenkundig sind. Wir fordern eine Refokussierung auf die Themen Bildung, Kultur und Information.

Walter Schwaebsch (AFD):  Die Medienräte werden von den Vertretern der Altparteien und der Kirchen dominiert. Dies kann grundsätzlich nicht mehr in dieser Form akzeptiert werden. Die kirchlichen Morgenpredigten, als „Gedanken zum Tag“ getarnt, dienen der religiösen und politischen Beeinflussung der Bürger und haben in dieser Form in den Sendeanstalten nichts mehr zu suchen. Bei den sogenannten „Gute-Laune“ Sendern, wie z. B. SWR4, bei denen Moderatoren in Form von Hausfrauenflüsterern mit ihrem „Spätzle mit Soβe“ Gesülze dominieren und die Probleme des Landes ausklammern, müssen kritische Beiträge aus allen Bereichen des täglichen Lebens wieder gesendet werden. Dazu gehört natürlich auch die Verpflichtung, Berichte und Kommentare zu senden, die sich mit der Problematik der Kirchen und deren Machtpositionen im Staat auseinandersetzen.

Armin Kabis (die Partei): Wenn säkulare Positionen in den öffentlichen Medien zu kurz kommen, dann ja wohl nur, weil sie Unrecht haben. Wenn sie legitime Ansichten verträten, würde sich die Medienpräsenz ganz natürlich ergeben. Man sieht sich eben den Film an, der einen interessiert.

10. Strafrechtliche Regelungen 

Trotz eines weitreichenden gesellschaftlichen Grundkonsenses über die Regeln des Zusammenlebens in der pluralen Gesellschaft sind einige Strafrechts​normen älteren wie neueren Datums noch von weltanschaulichen 

Vorurteilen bzw. Vorverurteilungen geprägt.
 Werden Sie sich dafür einsetzen, den §166 StGB abzuschaffen, weil sein Schutzzweck durch andere bestehende Normen hinreichend erreicht wird? 

Werden Sie auf eine Abschaffung des §217 StGB hinarbeiten, der die höchst private Autonomie am Lebensende ungebührlich einschränkt und auch nicht 

kommerzielle Freitodbegleitung kriminalisiert? Und wie bewerten Sie den §218 StGB in seiner jetzigen Form? 

Andreas Jung (CDU): Wir stehen für eine offene Gesellschaft. Diese setzt voraus, dass das Miteinander der Menschen von unterschiedlicher Herkunft, Überzeugung und Lebensweise von Respekt voreinander getragen wird. Ebenso, wie es nicht hinnehmbar ist, dass Menschen z. B. wegen ihrer Religion oder Weltanschauung diskriminiert werden – dies ist in § 1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) festgeschrieben -, ist es auch nicht hinnehmbar, dass eine Religion oder Weltanschauung öffentlich beschimpft oder herabgewürdigt wird, wenn durch eine solche pauschale Diskriminierung der öffentliche Friede (denn dieser ist das Schutzgut von § 166 StGB!) gestört wird. Von daher lehnen wir die Abschaffung des § 166 StGB ab. Gegen die Abschaffung des § 166 StGB haben sich übrigens auch Fachleute wie der Deutsche Juristentag ausgesprochen: „Der Tatbestand der Bekenntnisbeschimpfung (§ 166 StGB) sollte beibehalten werden, da diesem, ebenso wie anderen friedensschützenden Tatbeständen, in einer kulturell und religiös zunehmend pluralistisch geprägten Gesellschaft eine zwar weitgehend symbolhafte, gleichwohl aber rechtspolitisch bedeutsame, werteprägende Funktion zu kommt. Er gibt religiösen Minderheiten das Gefühl existenzieller Sicherheit.“ 

Im Zusammenhang mit dem § 217 StGB ist festzuhalten, dass das Thema Sterbehilfe rechtlich und vor allem ethisch besonders schwierig und sensibel ist. Es berührt letztlich uns alle stark. Bei der gesetzlichen Regelung geht es darum, die staatliche Schutzpflicht für das Leben einerseits und die Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts andererseits miteinander in Einklang zu bringen. Jeder Arzt ist verpflichtet, eine lebensverlängernde Behandlung eines Patienten, etwa eine künstliche Ernährung oder Beatmung, einzustellen, wenn dies dem freiverantwortlichen Willen des Patienten entspricht (sogenannter gerechtfertigter Behandlungsabbruch). Es ist jederzeit möglich, entsprechend dem Willen des Sterbenden schmerzstillende Medikamente zu geben, auch wenn dies unbeabsichtigt zur Verkürzung des Lebens führt (indirekte Sterbehilfe). Verboten ist hingegen die sogenannte aktive Sterbehilfe, also die gezielte Tötung eines Menschen auf dessen Verlangen hin (§ 216 des Strafgesetz-buches). Das Rechtsgut Leben unterliegt insoweit nicht allein und vollständig der Disposition des Inhabers. Es ist die Werteordnung des Grundgesetzes selbst, die den vorrangigen Schutz des menschlichen Lebens vorgibt und die sogar gegenüber dem Inhaber dieses Rechtsguts die sich aus § 216 StGB ergebende Einwilligungssperre rechtfertigt. In dieser Legislaturperiode ist der § 217 StGB (Geschäftsmäßige Förderung der Selbsttötung) mit einer Mehrheit von 360 von 602 abgegebenen Stimmen eingeführt worden. Er geht auf eine Gruppeninitiative zurück. Jeder Abgeordnete ist bei der Abstimmung dem eigenen Gewissen gefolgt. Ziel des Gesetzes ist es, den geschäftsmäßigen Umgang mit Suizidbeihilfe zu stoppen und dabei eine Kriminalisierung von Ärzten auszuschließen. Es geht bei dem Gesetz um die Stärkung der Selbstbestimmung von Menschen in schwacher Lage und damit auch um die Eindämmung von geschäftsmäßigen Angeboten zur Suizidbeihilfe, weil sie für Menschen in schweren Situationen eine große, ja tödliche Gefahr bergen. Es darf kein Geschäft mit dem Sterben geben. Dies würde den Wert und den Schutz des Lebens relativieren. Die Hilfe für ein würdiges Weiterleben körperlich schwerstkranker Menschen soll vorrangig sein. Für ältere, kranke oder vereinsamte Menschen in Deutschland soll vielmehr die Hilfe beim Sterben statt Hilfe zum Sterben angeboten werden. Der Gruppenantrag bzw. das Gesetz fand vor allem deshalb so viel Zustimmung, weil damit lediglich auf das neu aufgetretene Phänomen geschäftsmäßiger Angebote von Suizid-beihilfe fokussiert wurde. Die Tatbestände der Straffreiheit von Suizid und der Beihilfe und auch die ärztliche Verantwortung im Verhältnis zu schwersterkrankten Patienten blieb bewusst unangetastet. Führende Institutionen wie die Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin, der Deutsche Hospiz-und Palliativverband, die Deutsche Palliativstiftung oder auch die Bundesärztekammer haben das Gesetz ausdrücklich unterstützt. 

Wir fühlen sich auf der Basis des christlichen Menschenbildes in besonderer Weise der Unantastbarkeit der Menschenwürde verpflichtet. Dies beinhaltet die Verpflichtung zu konsequenten und umfangreichen Schutzbemühungen für das gesamte menschliche Leben, und zwar von seinem Anfang bis zu seinem Ende. Mit der immer noch zu hohen Zahl von Abtreibungen in unserem Land finden wir uns nicht ab. Verbunden mit dem Appell an die werdenden Mütter, nicht abzutreiben, ist es entscheidend, dass ihnen Hilfsangebote und Alternativen aufgezeigt werden. Neben der Einführung konkreter Maßnahmen, wie der vertraulichen Geburt, wollen wir für ein kinderfreundliches Klima in Deutschland sorgen. Den § 218 StGB mit den darin enthaltenen Beratungspflichten halten wir für eine angemessene Regelung.

Tobias Volz (SPD): Wir leben in Zeiten, in den der Respekt vor anderen deutlich abgenommen hat, was auch durch den Begriff „Hate Speech“ zum Ausdruck kommt. Ich habe es für das falsche Signal, eine derartige Schutzvorschrift zu streichen. Sie muss selbstverständlich gemäß der Religionsfreiheit und gemäß der Meinungs- und Pressefreiheit ausgelegt werden. 

Als Betreiber eines ambulanten Pflegediensts bin ich immer wieder mit der Hoffnungslosigkeit hilfloser Menschen konfrontiert, die vollkommen von anderen abhängig sind. Ich verstehe deren Wunsch, ihrem Leben selbstbestimmt ein Ende zu setzen und ihre Verzweiflung, wenn sie dies nicht mehr ohne fremde Hilfe tun können. Zu den schrecklichen Seiten unseres Berufs gehört es, dass Pflegekräfte aus Überforderung oder aus dem Wunsch, den vermeintlichen Willen der Betroffenen zu erfüllen, hilflose Menschen töten. Daher dürfen wir den §217 keinesfalls abschaffen. Nach jahrzehntelanger Auseinandersetzung hat der §218 seine heutige Fassung erhalten. Es gibt keine Veranlassung diesen Konsens aufzukündigen.
Simon Pschorr (die Linke): § 166 StGB ist überholt und gehört beseitigt. Viel zu häufig dient diese Norm zum Schutze religiöser Gemeinschaften vor angebrachter Kritik. Aber Achtung: Das bedeutet keinen Freibrief zur Beschmutzung der frei gewählten Überzeugung eines Jeden! Meines Erachtens kann § 185 StGB eine Auffangfunktion in den Fällen erzielen, in denen Einzelne für ihre Glaubensüberzeugung diskriminiert werden.

§ 217 StGB ist gut und richtig. Ich möchte nicht, dass aus passiver Sterbehilfe ein Geschäft wird – das zu vermeiden ist Zweck der Norm. Die Norm ist allerdings überschießend, soweit sie auch passive oder aktive Sterbehilfe ohne kommerziellen Hintergrund verbietet. Es ist nicht Sinn der Norm, ein überkommenes Wertebild vom Leben als Geschenk Gottes zu garantieren. Ich setze mich für die Stärkung der Selbstverantwortung eines Jeden für sein Lebensende ein. Die LINKE möchte einen breiten gesellschaftlichen Diskurs über ein Gesetz zur aktiven Sterbehilfe in Fällen des sicheren medizinischen Todes initiieren. Dabei müssen wir aber auch gewährleisten, dass es die freie und eigenständige Entscheidung des Sterbenden bleibt, sterben zu wollen – nicht die seiner potentiellen Erben.

§ 218 StGB schafft aktuell meines Erachtens den Spagat zwischen dem Schutz des ungeborenen Lebens vor der Willkür der Eltern und der Selbstbestimmung der Mutter. Die Beratungslösung muss unbedingt erhalten werden. Das ist keine Frage der Religion, sondern der verfassungsmäßigen Lebensgarantie auch für den noch nicht geborenen Menschen. Zugleich ist eines klar: Ich kann und darf der Mutter das Recht über ihren Bauch nicht nehmen. Zwischen diesen beiden Polen lanciert das Gesetz – ich bin allerdings immer offenen Ohres für Anregungen, diesen Ausgleich zu verbessern.

Martin Schmeding (Bündnis 90/Die Grünen): Unser demokratischer Rechtsstaat hält alle notwendigen Mittel bereit, um sich gegen Individual- und Kollektivbeleidigungen und auch gegen Volksverhetzung zu wehren. Deshalb wollen wir § 166 StGB streichen. Dadurch entsteht keine Strafbarkeitslücke, da die Vorschriften über Beleidigung, Verleumdung und Volksverhetzung völlig ausreichend sind.

Tötung auf Verlangen ist ebenso strafbar, wie – nach intensiver Debatte mehrerer fraktionsübergreifender Gesetzentwürfe im Bundestages 2015 ohne Fraktionszwang entschieden – die geschäftsmäßige Förderung der Selbsttötung. Die Unantastbarkeit der menschlichen Würde ist unser Ausgangspunkt. Ethische Fragen wie „Sterbehilfe“ sind Gewissens- und nicht Parteientscheidungen. Um den Menschen die Angst vor einem qualvollen Tod zu nehmen, wollen wir die Hospiz- und Palliativversorgung verbessern.

Wir setzen uns für das Selbstbestimmungsrecht von Frauen und Mädchen über ihren Körper ein. Bei ungewollter Schwangerschaft brauchen Frauen wohnortnahe Unterstützung und Hilfe, keine Bevormundung und keine Strafe. Erst recht brauchen sie keinen Rückschritt bei bereits erkämpften Rechten und keine Einschränkungen erreichter Freiheiten.

Tassilo Richter (FDP): Wir Freie Demokraten werden den sogenannten „Blasphemieparagraphen“  § 166 StBG abschaffen. Diese Vorschrift des Strafgesetzbuchs bestraft denjenigen, der „öffentlich oder durch Verbreiten von Schriften den Inhalt des religiösen oder weltanschaulichen Bekenntnisses anderer in einer Weise beschimpft, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören“. Den öffentlichen Frieden gefährden jedoch nicht Künstler, Journalisten oder Schriftsteller, die Althergebrachtes kritisch hinterfragen. Die Gefahr für die Gesellschaft geht von religiösen Extremisten aus, die mit dieser Kritik nicht angemessen umgehen können. Für sie ist der „Blasphemieparagraph“ ein Mittel, um gegen die Meinungsfreiheit vorzugehen. Denn an ihren Reaktionen bemisst sich die vermeintliche Friedensstörung. Die Meinungsvielfalt in einer offenen Gesellschaft mag manchmal anstrengend sein, aber sie ist das Rückgrat unserer Freiheit. Religionsgemeinschaften müssen Satire und Spott deshalb genauso ertragen wie jeder Bürger, jede Institution und jede Partei.

Wir Freie Demokraten haben eine klare Meinung zum § 217 StBG. Wir fordern Rechtssicherheit für Ärzte in der Sterbebegleitung. Über sein eigenes Leben entscheidet immer der einzelne Mensch in Selbstbestimmung. Freiheit und Selbstbestimmung ist der Kern der Menschenwürde. Artikel 1 des Grundgesetzes schreibt fest, dass die Menschenwürde ausnahmslos immer gilt, so auch im Angesicht des Todes. Der Entschluss, sein Leben zu beenden, ist deswegen nicht strafbar. Deshalb darf auch die Beihilfe zum Suizid nicht kriminalisiert werden. Die erfolgte Verschärfung der Rechtslage wollen wir rückgängig machen. Das ärztliche Standesrecht unterscheidet sich von Bundesland zu Bundesland teilweise stark. Daher fordern wir eine bundeseinheitliche Regelung unter welchen Umständen die ärztliche Assistenz bei der Selbsttötung sanktionsfrei ist. Dies eröffnet Ärzten die benötigte Sicherheit und betroffenen Patienten qualifizierte Begleitung in ihren letzten Stunden.

Wir Freie Demokraten sind der Meinung, dass sich das jetzige Schutzkonzept zum Schwangerschaftsabbruch bewährt hat. Es nimmt die Verantwortung der Frauen ernst, selbst entscheiden zu können. Wir sehen keinen gesetzgeberischen Handlungsbedarf für Verschärfungen des § 218 StBG. Schwangerschaftsabbrüche sollen in den ersten drei Monaten nach der verpflichtenden Beratung straffrei bleiben.

Walter Schwaebsch (AFD):  Der §166 StGB „Beschimpfung von Bekenntnissen, Religionsgesellschaften und Weltanschauungs- vereinigungen“ hat weiterhin seine Berechtigung. Insbesondere weil intolerante und mit dem Anspruch auf Beherrschung anderer Anschauungen um sich greifende Bewegungen immer mehr versuchen zu dominieren. Der Islam vereint Religion, Weltanschauung und Lebenshaltung und ruft zur Ächtung und Verfolgung anderer Religionsgemeinschaften und deren Angehöriger auf, die als „Ungläubige“ disqualifiziert und diskriminiert werden. Dies kann so nicht hingenommen werden und sollte weiterhin der strafrechtlichen Verfolgung unterworfen werden. 

Der Paragraf § 217 „Geschäftsmäßige Förderung der Selbsttötung“ kann meiner Ansicht nach so bestehen bleiben, da er sich auf die Förderung der geschäftsmäßigen Selbsttötung eines anderen bezieht, nicht aber auf die nicht-geschäftsmäßige Handlung. 

Der Paragraf § 218 „Schwangerschaftsabbruch“ bedarf mit Sicherheit der Überarbeitung. Wie dies letztendlich gestaltet sein sollte, vermag ich nicht zu sagen, da ich auf diesem juristischen Gebiet nicht genügend auskenne.

Armin Kabis (die Partei): Wer an Gott glaubt, braucht kein StGB.
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